
Hinsichtlich GOZneu war
der BDK fleißig unterwegs
und hat in Zusammenarbeit
mit Politik und Ministerien
versucht, eine Art vorläufi-
gen Stopp der Umsetzung
dieser Novelle zu erzielen.
Zudem wurde eine Resolu-
tion der Mittelstandsvereini-
gung zustande gebracht.Was
genau bedeutet dies für die
Kieferorthopäden und wie
lange glauben Sie, könnte
diese Bremse wirken bzw.
den Starttermin beeinflus-
sen? 
Die Bereichsabstimmung 
der Ministerien wird bald 
faktisch darüber befinden,
ob der GOZ-Entwurf des
Bundesgesundheitsminis-
teriums künftig wirklich die
zahnmedizinische Versor-
gung in Deutschland definie-
ren darf. Insbesondere das
Bundeswirtschaftsministe-
rium hat sich hierzu im Vorfeld
mit weitreichenden Bedenken
gegen den Entwurf positio-
niert, diese Bedenken beste-
hen zudem auch in zahlrei-
chen Länderministerien und
in Parteien. In der FDP, der
CSU und Teilen der CDU, ins-
besondere der Mittelstands-
vereinigung, hat sich die
breite Erkenntnis durchge-
setzt, dass dieser GOZ-Ent-
wurf nicht nur ein Desaster in
sich selbst darstellt, sondern
auch eine Eintrittspforte ist 
in eine Bürgerversicherung
durch die Hintertür.Der GOZ-
Entwurf hat neben allen fach-
lichen Defiziten das schlich-
te Strickmuster „GOZ soll

gleich BEMA sein“.
Die sogenannte
Zweiklassenmedi-
zin soll dadurch be-
endet werden, dass
die erste Klasse ab-
geschafft wird. Und
zwar für alle, im
ganzen Land, im-
mer. Unteres Mittel-
maß wird dann die
Zielgröße der me-
dizinischen Versor-
gung in Deutsch-
land sein. Den Ideo-
logen unter den Be-
fürwortern wird da-
bei warm ums po-
litische Herz. Die
Pragmatiker unter
ihnen haben eher
die Möglichkeit er-
kannt, die Unter-
finanzierung des
deutschen Gesund-
heitswesens auf

dem abgesenkten Niveau
besser kaschieren und poli-
tisch überleben zu können.
Die Ärzteschaft hat bereits
verstanden, dass bei den
Zahnärzten nur der Probe-
lauf für die eigentlich politi-
sche Offensive stattfindet.
Das politische Hauptziel ist
nämlich: „GOÄ soll gleich
EBM sein.“ Damit wäre die
private Krankenversiche-
rung am Ende ihrer Existenz-
berechtigung. Warum soll
man sich denn künftig über-
haupt noch besser versi-
chern, wenn man beim Arzt
doch ohnehin nur Kassen-
leistung bekommt? Also geht
man doch besser gleich in die
preiswertere GKV. Wenn die
PKV dann ausgetrocknet ist,
wäre das alte SPD-Wahl-
kampfziel der  Bürgerversi-
cherung ganz elegant Markt-
realität geworden, auch ohne
Koalitionsvereinbarung. Die
CDU merkt gerade, dass sie
hier übertölpelt werden soll.
Wir hoffen, dass sie noch
rechtzeitig wach wird. Was
wir in diesem Zusammen-
hang nicht verstehen, ist das
Gebaren der PKV in Sachen
GOZ.Die PKV gefällt sich lei-
der in der Rolle des eifrigen
Reduzierers von Leistungen
hinunter auf BEMA-Niveau.
Wir haben noch nie jeman-
den für so wenig Geld so be-
geistert und folgenschwer
am Ast des eigenen Ge-
schäftsmodells sägen sehen
wie die PKV. Mit dieser sehr
kurzfristigen Sicht der Aus-
gabenminimierung durch

Absenkung des Leistungsni-
veaus verliert die PKV ihr
wichtigstes Alleinstellungs-
merkmal und ihren Wettbe-
werbsvorteil. Die Meinung
der gesamten Zahnärzte-
schaft zum GOZ-Entwurf ist
ohnehin eindeutig: Dieser
GOZ-Entwurf und seine Ent-
stehung weisen eine Vielzahl
von horrenden Defiziten auf.
Außerdem würde er die Pa-
tienten in Deutschland vom
medizinischen Fortschritt
abkoppeln. Für die Kieferor-
thopädie gilt diese Aussage
verstärkt, da der GOZ-Ent-
wurf nichts anderes ist als

eine Kopie des für die Kie-
ferorthopädie ebenso un-
tauglichen BEMA.Auf dieser

Grundlage kann keine quali-
tativ ausreichende Versor-
gung der Patienten in unse-
rem Land erfolgen.

Seit Ihrem Amtsantritt
werden Sie seitens der AG
BDK konkret bzw. ehemali-
ger Bundesvorstandsmitglie-
der fast täglich mit Vorwürfen
konfrontiert, die Ihnen eine
„verfehlte Berufs- und Stan-
despolitik“ unterstellen. Wie
gehen Sie damit um und in-
wieweit beeinflussen Sie
diese Anschuldigungen in
der Ausübung Ihrer Funktio-
nen?

Der Amtsantritt war vor vier
Jahren und seit der ersten Mi-
nute erleben wir einzelne Ak-

teure, vor allem ehemalige
Vorstandsmitglieder, die ge-
gen den neuen Vorstand ganz
prinzipiell „knötern“, und
zwar egal zu welchem
Thema. Die allermeisten Mit-
glieder des BDK sind da-
durch genervt.Wir hören das
immer wieder, insbesondere,
weil auch die Außendarstel-
lung des BDK und der Ruf der
Kieferorthopädie in Deutsch-
land insgesamt und damit
auch das eigene Ansehen der
einzelnen Kieferorthopäden
beschädigt wird. Außerdem
bindet die Versorgung dieser
Querschüsse Arbeitskapa-
zitäten,welche wir besser auf
den Service für die Mitglieder
und die Abwehr der Interes-
sen der ja durchaus zahlrei-
chen von extern agierenden
Gegner der Kieferorthopä-
den verwenden sollten. Die
Bearbeitung dieser Inter-
viewfrage jetzt gerade ist
doch das beste Beispiel für
die unzweckmäßige Bindung
von Arbeit und Zeit an dieses
Thema. Nun hat die Mitglie-
derversammlung des BDK
sich hierzu inzwischen
ebenso eindeutig geäußert
wie die überwiegende Mehr-
zahl der BDK-Landesvorsit-
zenden. Der BDK-Vorstand
wurde aufgefordert, die
Schädigung des Verbandes
und der Interessen seiner
Mitglieder durch Einzelne –
und das aus offenkundig per-
sönlichen Motiven – nicht
weiter hinzunehmen. Des-
halb hat es Ende 2008 Aus-
schlüsse einzelner Mitglieder
wegen verbandsschädlichen
Verhaltens gegeben. Diese
haben naturgemäß Austritte
im Freundeskreis der Ausge-
schlossenen und aus regiona-
ler Solidarität nach sich ge-
zogen. Dies ist so, und es ist
bedauerlich. Wir stellen in
Gesprächen jedoch fest, dass
die dortigen Kolleginnen und
Kollegen seit langer Zeit nur
sehr selektiv informiert wor-
den waren. Dies werden wir
nun von unserer Seite her
auszugleichen suchen, da-
mit die Kollegen in Kenntnis
der kompletten Zusammen-
hänge ihren Schritt neu eva-
luieren können.

Nach Gründung des KFO-
SH sowie Ausstiegs von Kolle-
gen des LV M-V haben nun
weitere Kollegen in S-H ihren
kollektiven Rücktritt aus dem
Berufsverband erklärt. Zu-

dem erreichte uns soeben die
Information, dass sich mit
AKQ e.V. (Arbeitskreis Kie-
ferorthopädischer Qualitäts-
zirkel) in Nordrhein ein weite-
rer Verein auf Landesebene ge-
gründet hat. Befindet sich der
BDK in einer ernst zu nehmen-
den Krise oder besteht Ihrer
Meinung hier eher doch kein
Anlass zur Beunruhigung?
Der BDK hat 2.400 Mitglieder
und vertritt die berufspoliti-
schen Interessen der gesam-
ten deutsche Kieferorthopä-
die. Wir sind daher nicht 
beunruhigt, und es hat sich
übrigens auch kein BDK-Lan-
desverband aufgelöst.Dies ist
eine Falschmeldung, um Auf-
merksamkeit mittels nicht
nachrecherchierter Schlag-
zeilen zu erlangen. Die deut-
schen Kieferorthopädinnen
und Kieferorthopäden wissen
jedoch, dass eine Vertretung
ihrer Interessen nur auf 
der Bundesebene funktioniert
und nicht in Qualitätszirkeln.

Seitens des Bundesvorstan-
des wurden juristische Maß-
nahmen ergriffen, die der AG
BDK konkret künftig die
Kennzeichnung „BDK“ im Na-
menszug untersagen sollen.
Wie weit sind diese gediehen,
und warum sahen Sie sich zu
diesem Schritt veranlasst?
Der BDK hatte keine Arbeits-
gemeinschaft dieses Namens
gegründet, und nur der BDK
selbst wäre rechtlich in der
Lage, so etwas zu initiieren.
Der BDK hat schlicht klarge-
stellt,dass ein solches Forum,
das gegen den BDK arbeitet,
sich aber gleichwohl seines
guten Namens bedienen will,
sich jetzt einen anderen Na-
men suchen muss.

Wenn Sie eine Prognose
wagen würden – wie sehen
Sie die Zukunft der deut-
schen Kieferorthopäden? 
Fachlich wird die Kieferor-
thopädie mehr denn je ge-
braucht. Sie hat sich eine neue
Wertigkeit innerhalb der inter-
disziplinären Zahnmedizin
verschafft und viel Achtung 
erworben, von der reinen Kin-
derbehandlung weiterentwi-
ckelt zu einer Partnerdisziplin
für viele Verfahren. Was die
wirtschaftliche Seite betrifft:
Dazu müssen wir die GOZ 
abwarten. Wir werden weiter
dafür kämpfen, dass uns er-
spart bleibt, was wir alle nicht
wollen.
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„Eine Interessenvertretung funktioniert nicht in Qualitätszirkeln“
Wie ist der aktuelle Stand hinsichtlich GOZneu? Wie beurteilt der BDK die Gründung von kieferorthopädischen Vereinen auf Landesebene oder jüngste Aus-
tritte von Mitgliedern in den Bundesländern Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern? Wie schätzt der Berufsverband die Zukunft der deutschen
Kieferorthopäden ein? Professor Dr. Dr. Christian Scherer, 2. Bundesvorsitzender des BDK, stellte sich in einem Kurzinterview den Fragen der KN-Redaktion.

Zahntechnikerin fertigt 

hochwertige kieferorthopädische

Geräte zum Festpreis.

Arbeitsplatz vorhanden. 

Tel. 02 01/26 92 16

➔

Detaillierte Informationen: 
Frau Morella, Herr Haseke, Dentallabor Impladent

Ihre Antwort können sie an die Faxnummer: 02 01/25 62 12, 

oder per E-Mail an: doc.beermann@cityweb.de senden.

ANZEIGE

Prof. Dr. Dr. Christian Scherer, 2. Bundesvorsitzender des Berufsver-
bandes der Deutschen Kieferorthopäden (BDK).

Der Berufsverband der Deutschen Kieferorthopäden hält Empfehlungen für 
Eltern in der FINANZTEST-Januarausgabe für dringend korrekturbedürftig. In
dem Beitrag zu KFO-Zusatzversicherungen wird vermittelt, dass vor dem 
5. Lebensjahr eine Versicherung nicht sinnvoll sei, Zitat: „Schließen Eltern ...
eine Zusatzversicherung für ihre Kinder bereits im Kindergartenalter ab, sind
in der Regel noch keine Kieferprobleme festgestellt.“ Würden sich Eltern da-
nach richten, könnten sie auf keine Erstattungsleistungen hoffen, wenn eine
Therapie notwendig würde, denn, so Dr. Gundi Mindermann, 1. BDK-Bundes-
vorsitzende: „Versichert sind, darauf weist der Beitrag sogar ausdrücklich 
hin, nur dann kieferorthopädische Maßnahmen, wenn die Behandlungs-
bedürftigkeit nicht bereits vor Versicherungsabschluss vorlag. Üblicher-
weise entwickeln besonders ‚Lutschkinder‘ die Verformungen aber in frühes-

ter Kindheit. Eltern, die bis zum von FINANZTEST empfohlenen Termin warten,
würden also eine böse Überraschung erleben: Die Behandlung 
wird nicht bezahlt.“ Überholt ist zudem der Ansatz, die Kieferorthopädie als
ausschließlich „reparierende Maßnahme“ darzustellen. Längst stehen vor-
beugende Verfahren im Vordergrund. Die üblichen Vorsorgeuntersuchungen
beim Zahnarzt ergänzen die FZA für Kieferorthopädie mit Elternberatung 
rund um die Kieferentwicklung (Infos auch unter: www.milchzahnseite.de). 
Mit vergleichsweise wenig Aufwand lassen sich zudem schon früh – meist ab
Kindergartenalter – Kieferverformungen wieder ausgleichen, die in frühester
Kindheit durch ungünstige Angewohnheiten entstanden sind. Später even-
tuell notwendig werdende aufwe ndige Therapien werden so zumeist verhin-
dert. Auch aus diesem Grund decken die meisten Zahnzusatzversicherungen

ganz bewusst auch „kieferorthopädische Frühbehandlung“ ab. Es ist für wer-
dende und junge Eltern daher sinnvoll, für das Kind gleich nach Geburt eine Zu-
satzversicherung für KFO-Leistungen abzuschließen, noch ehe ein Behand-
lungsbedarf festgestellt wurde, da sonst die Versicherungsvoraussetzungen
nicht erfüllt sind. Bei Eltern, die bereits eine Zahn-Zusatzversicherung haben,
werden die Kinder oft ohne gesundheitliche Prüfung aufgenommen.
Anders als es FINANZTEST darstellt, ist der Abschluss einer Zahnzusatzversi-
cherung bei Fünfjährigen nicht der richtige Zeitpunkt, um einzutreten – manch-
mal aber der richtige, um eventuell wieder auszutreten: „Fachzahnärzte für 
Kieferorthopädie können in diesem Alter durchaus absehen, ob eine Behand-
lung in den Folgejahren überhaupt notwendig sein wird.“ 

(Quelle: PM des BDK vom 19.1.2009)

Kieferorthopäden kritisieren fachliche Grundlage



„Vertrauensverlust“ sowie
„berufspolitische Irrläufe“ der
BDK-Bundesführung wurden
als Gründe genannt, warum
sich Landesverbände von der
Bundesspitze distanzierten.
Nachdem Ende August 2008
mit KFO-SH ein „selbstständi-
ger LV“ gegründet und zum
1.1.2009 mit M-V ein komplet-
ter Landesverband aus dem
BDK ausgestiegen waren, ha-
ben nun rund 60 weitere Mit-
glieder (des LV S-H) ihren kol-
lektiven Austritt aus dem BDK
erklärt. Zudem erhielten wir
soeben die Nachricht,dass sich
mit AKQ e.V.(Arbeitskreis Kie-
ferorthopädischer Qualitäts-
zirkel) in Nordrhein ein weite-
rer Verein auf Landesebene ge-
gründet hat. Wie schätzen Sie
hier die künftige Entwicklung
ein? 
Sehr viele Mitglieder sind von
der Bundesvorsitzenden, Dr.
Gundi Mindermann, tief ent-
täuscht. In den dreieinhalb
Jahren ihrer Amtszeit gibt es
tatsächlich kein einziges po-
litisches Feld, auf dem ein 
Erfolg für die Kieferorthopä-
dinnen und Kieferorthopäden
erkennbar wäre – weder im
GKV-Bereich mit den dramati-
schen Problemen der Budgets,
Wirtschaftlichkeitsprüfungen,
Degression und der Heraus-
forderungen neuer innovativer
Vertragslösungen, noch im Be-
reich der PKV mit dem für die
KFO absolut desaströsen Ver-
ordnungsentwurf zur GOZ. So
erschöpft sich das gesamte po-
litische Repertoire derzeit auf
die ererbte Strategie der außer-
vertraglichen Leistungen, die
Frau Dr. Mindermann früher
zudem noch bekämpft hat.
Nach unserer Einschätzung
werden sich daher aufgrund
der fehlenden Fähigkeit der
Vorsitzenden zur Einbezie-
hung zusätzlichen Fachver-
stands sowie ihrer vielfach 
bewiesenen Unfähigkeit zu
Ausgleich und Integration
innerhalb des BDK weitere 
regionale Verbände gründen
oder haben dies bereits getan.
Verbände, die auf regionaler
Ebene die kieferorthopädi-
schen Interessen besser und ef-
fektiver vertreten als der BDK-
Bundesvorstand. Diese neuen
Landesverbände werden sich
bundesweit in einer Arbeitsge-
meinschaft nach dem Vorbild
einiger KZVen organisieren
und sich standespolitisch
bundesweit einbringen.

In der Vergangenheit wurde
immer wieder kritisiert, dass
die AG BDK konkret die öffent-
liche Plattform für ihre berufs-
wie standespolitische Aus-
einandersetzungen mit dem
Bundesvorstand nutze, anstatt
diese verbandsintern zu füh-
ren. Wie stehen Sie zu diesem
Vorwurf? 
Die AG BDK konkret möchte
Integration statt Konfronta-
tion. So hatte sie bereits An-
fang letzten Jahres Gesprächs-
angebote unterbreitet, die sei-
tens Frau Dr. Mindermanns je-
doch nicht einmal beantwortet
wurden. Um es an einem kon-
kreten Beispiel zu zeigen: Am
29.11.08 fand in Bad Lauch-
städt die Mitgliederversamm-
lung des Landesverbandes
Sachsen-Anhalt statt. Auf die-
ser Versammlung wurde von
den Mitgliedern der Beschluss

gefasst,dass die innerverband-
lichen Auseinandersetzungen
nicht in der Presse, sondern in-
tern geführt werden sollten.
Die anwesende Bundesvorsit-
zende nannte publikumswirk-
sam zwei Termine für ein Tref-
fen. Jedoch noch vor dem ver-
einbarten Termin, nicht einmal
zwei Wochen später am
9.12.08, versucht die Vorsit-
zende,die AG BDK konkret per
eilig zusammengeschusterten,
satzungswidrigen Umlaufbe-
schluss zu verbieten und ge-
richtlich gegen die AG vorzu-
gehen.
In den vergangenen drei Jah-
ren hat die AG intensiv ver-
sucht, ihre Kritik an der
Bundesführung intern vorzu-
tragen und sich konstruktiv
einzubringen. Ergebnis war
eine totale Zensur der BDK-
Infos sowie die Ausgrenzung
dieser kritischen Landesvor-
stände aus dem Verband durch
die Bundesvorsitzende. Diese
hat nicht einmal in ihrer drei-
jährigen Amtszeit die Ausspra-
che mit der Opposition im Ver-
band gesucht. Das Ganze gip-
felte in der Manipulation des
Wahlortes und -termins im
Frühjahr 2008 am Gesamtvor-
stand vorbei, um die Opposi-
tion möglichst von der Wahl
auszuschließen und den Macht-
erhalt von Frau Dr. Minder-
mann zu sichern.

Für den 16.1.2009 hatte der
BDK-Bundesvorstand durch
dessen Geschäftsführung alle
sechs in der AG BDK konkret
involvierten (teils ehemaligen)
Landesvorsitzenden zu einer
Art Vermittlungsgespräch ein-
geladen. Warum wurde diese
Einladung Ihrerseits ausge-
schlagen und nicht als Mög-
lichkeit für ein klärendes Ge-
spräch genutzt.
Die Sachlage verhält sich ge-
nau umgekehrt: Von der AG
BDK konkret waren zuvor
mehrfach unbeantwortete 
Angebote zu vorbedingungs-
freien Gesprächen gemacht
worden. Als dann endlich ein
„Vermittlungsgesprächsange-
bot“ des BDK-Bundesvorstan-
des eintraf, enthielt es unan-
nehmbare Vorbedingungen.
Zunächst wurden nicht alle
sechs Landesvorsitzenden ein-
geladen. Kurz zuvor nämlich,
im Oktober 2008, waren alle
Vorstandsmitglieder in S.-H.
anwaltlich abgemahnt und die
beiden dortigen demokratisch
gewählten Landesvorsitzen-

den aus dem BDK ausgeschlos-
sen worden. Dies wurde selbst
von neutralen Beobachtern als
versuchte Nötigung und Ver-
stoß gegen die Satzung gedeu-
tet. Es gab auch innerhalb des
Bundesvorstandes Kritik an
diesem politischen Alleingang
der Bundesvorsitzenden. Vo-
raussetzung für ein gemeinsa-
mes Gespräch konnte also nur
die Rücknahme der Aus-
schlüsse sein, wie sie von vie-
len Landesvorsitzenden und
Mitgliedern gefordert wurde.
Ein weiterer Punkt war, dass
das Gespräch von engsten Ver-
trauten Frau Mindermanns
moderiert und protokolliert
werden sollte, noch dazu ohne
eine Genehmigung des Proto-
kolltextes durch BEIDE Par-
teien.Die Einladung entsprach
damit mehr einer „Vorladung“.

Sowohl im Vorfeld als auch
insbesondere nach Bekannt-
werden des GOZ-Referenten-
entwurfs hat der BDK-Bundes-
vorstand immer wieder auf die
Wichtigkeit eines gemeinsa-
men und koordinierten Vorge-
hens von Zahnärzteschaft und
Kieferorthopäden gegen die
Gebührenordnungs-Novelle
verwiesen. Inwieweit wird Ih-
rer Meinung nach hier an ei-
nem Strang gezogen?
Einigkeit macht auch in dieser
Frage stark! Aber gerade in die-
ser existenziellen Frage schert
die Vorsitzende aus dem fest ge-
fügten Geleitzug im gemeinsa-
men Kampf gegen den Refe-
rentenentwurf der zahnärzt-
lichen Körperschaften und 
Verbände aus: Mit den eilfertig
und großflächig vom BDK-BV
angebotenen GOZ-Kursen ver-
mittelt sie die katastrophale
politische Botschaft: „Für die
Presse erklären wir den Krieg –
für die Kollegenschaft aber 
bereits die perfekte Anwen-
dung!“ Resignierte Akzeptanz
statt gemeinsamer Kampf!
Von den Körperschaften auf
Bundesebene und Mitgliedern
des GOZ-Senats wurden wir
immer wieder darauf hinge-
wiesen, dass die Kieferortho-
päden durch den BDK nicht op-
timal vertreten seien. Deshalb
hatten sich die Interessenver-
tretungen der Zahnärzte auch
vom BDK abgewandt und sich
die wissenschaftliche Gesell-
schaft, die DGKFO, als Ge-
sprächspartner bei der GOZ
gesucht. Der BDK wurde von
BZÄK und BMG zum Zu-
schauer degradiert.Spätestens

nach den öffentlichen Äuße-
rungen der Bundesvorsitzen-
den: „Kieferorthopädie nur
den Kieferorthopäden“ steckte
die Bundesvorsitzende in einer
massiven Glaubwürdigkeits-
krise bei der Zahnärzteschaft.
Dies umso mehr, als in ihrer ei-
genen Praxis eine Zahnärztin
die KFO-Patienten behandelte.
Hinzu kommt das Handicap
des „Aussteigerimages“ der
Vorsitzenden bei der Wahrneh-
mung unserer Interessen im

SPD-geführten BMG. Um es
auf den Punkt zu bringen: Der
BDK hat als Bundesverband
seit der Amtsübernahme von
Frau Dr. Mindermann massiv
an Einfluss auf Bundesebene
verloren.

Wie schätzen Sie die Zu-
kunft des Berufsverbandes der
Deutschen Kieferorthopäden
ein?
Der BDK erleidet derzeit ei-
nen in seiner 41-jährigen Ge-

schichte nie dagewesenen
Zerfallsprozess. Es bedarf
dringend einer Strukturre-
form sowie einer neuen
Bundesführung,die alle Strö-
mungen im BDK mit einbe-
zieht. Diese wurde in der 
Vergangenheit selbst von
heutigen Bundesvorstands-
mitgliedern angemahnt. Die
Ausgrenzungspolitik der
heutigen Bundesvorsitzen-
den ist gescheitert. Zwei 
Landesverbände haben den 
Verband bereits verlassen,
weitere werden 2009 voraus-
sichtlich noch folgen. Außer-
dem gründen sich zurzeit
weitere selbstständige kie-
ferorthopädische Interessen-
vertretungen auf Landes-
ebene, unabhängig vom
BDK. Die kieferorthopädi-
sche Interessenvertretung
der Länder muss auf Bundes-
ebene deutlich gestärkt wer-
den. Die standespolitische
Hauptarbeit (z.B. intelligente
Vertragsmodelle, HVM-Ge-
staltung, Weiterbildungsord-
nung) wird inzwischen auf
Landesebene geleistet. In
Berlin benötigt der BDK als
Bundesvertretung eigentlich
nur ein kleines, aber effekti-
ves Lobby-Büro für den Kon-
takt zur Politik und anderen
Verbänden sowie den Mit-
gliederservice.
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Das digitale Röntgenbild er-
setzt immer öfter das her-
kömmliche Durchlichtbild.
Kein Wunder, denn die Vorteile
der Digitalisierung liegen auf
der Hand: Digitale Röntgenbil-
der lassen sich leicht archivie-
ren, schnell und kostengünstig
an die involvierten medizini-

schen Leistungsträger versen-
den und bei Bedarf auf Papier
ausdrucken. Dass der Versand
an mehrere Leistungsträger 
parallel erfolgen kann, erleich-
tert die ärztliche Kommunika-
tion und Zusammenarbeit bei
der Behandlung von Patien-
ten. Doch die Vorteile haben 

ihren Preis: Wer als Arzt digi-
tale Röntgenbilder einsetzen
möchte, tut gut daran, sich mit
den rechtlichen Anforderungen
an die Speicherung sowie den
Transfer sensibler Patienten-
daten vertraut zu machen und 
die einschlägigen gesetzlichen
Bestimmungen zu beachten.

Pflichten hinsichtlich 
digitaler Archivierung

Die Aufzeichnungspflichten 
regelt die Röntgenverordnung
(RöV). Danach sind die Auf-
zeichnungen über eine Rönt-
genbehandlung 30 Jahre lang
aufzubewahren. Die Röntgen-
bilder selbst müssen mindes-
tens zehn Jahre lang aufbe-
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Prof.Scherer im KN-Interview

Der 2. BDK-Bundesvorsitzende stellte sich
Fragen bzgl. GOZ, jüngste Vereinsgründun-
gen sowie der Zukunft des Berufsstandes.
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Incognito Anwendertreffen

Über 700 Nutzer des bekannten Lingual Bra-
cket Systems trafen sich in Frankfurt am Main
zum mittlerweile 6. Erfahrungsaustausch.

6. IOS im tschechischen Prag

Moderne Klasse II-Konzepte standen Ende
Dezember 2008 im Mittelpunkt des Interna-
tional Orthodontics Symposiums.

BDK konkret im KN-Interview

Die Dres. Claus Durlak, Nils Borchers und
Lutz Schmutzler über Vertrauensverluste 
sowie gescheiterte Vermittlungsgespräche.

Ormco BV Basicweg 20, 3821 BR Amersfoort, The Netherlands,
Tel +31 33 453 61 61, Fax +31 33 457 01 96

June 24-27, 2009

Informationen bei Ihrem Ormco Aussendienstmitarbeiter
oder unter www.ormcoeurope.com

Melden Sie sich noch heute an!

ANZEIGE

Dreiteilige KN-Artikelserie berichtet über Vor- und Nachteile dieser 3-D-Diagnostikmethode 

DVT – Für & Wider aus Sicht des Anwenders
Der Einsatz digitaler Volumentomografie in der Kieferorthopädie eröffnet ohne Frage ein breites Spektrum an diagnos-
tischen Möglichkeiten (Abb. 1, 2). Um hierbei jedoch betriebswirtschaftlich sinnvoll agieren zu können, müssen einige
wichtige Aspekte berücksichtigt und im täglichen Umgang mit DVTs entsprechend umgesetzt werden. So stellen ne-
ben dem großen Investitionsvolumen insbesondere der Datenschutz sowie die Langzeitarchivierung den Praktiker vor
große Probleme. Mit dieser Ausgabe startet die KN eine Artikeltrilogie, welche sowohl von positiven als auch negativen
Erfahrungen rund um den Einsatz dieser Diagnostikmethode berichtet. In Teil 1 widmet sich RA Andreas Straubinger
den Anforderungen an die elektronische Archivierung sowie dem Versenden von Patientendaten und Röntgenbildern.

Dual-Top™

Anchor-Systems
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Abb. 1: Darstellung des vestibulären Knochenangebotes im Unterkiefer vor kieferorthopädischer Zahnbewegung. Diese Darstellung ist extrem wichtig für die Kieferortho-
pädie, da mehr als 70 % der Kinder und Jugendlichen an einem oder mehreren Zähnen vestibulären Knochenverlust vor Expansion des Zahnbogens aufweisen.

Im Bereich der Kieferortho-
pädie haben Minischrau-
ben als bewährte temporäre
skelettale Verankerung in-
zwischen längst ihre Da-
seinsberechtigung erwor-
ben. Dies ist vor allem da-

rauf zurückzuführen, dass
durch sie gut vorhersehbare
Zahnbewegungen in die ge-
wünschten Richtungen er-
möglicht werden, wobei die
Behandlungsdauer vielfach
kürzer ist und die Compli-

ance des Patienten keine
Rolle mehr spielt.
Die Verwendung skeletta-
ler Verankerungen wird
besonders durch die Tatsa-
che unterstützt, dass uns
heute selbstschneidende
Minischrauben mit gerin-
gen Abmessungen (1,3 oder
1,5 mm Durchmesser) zur
Verfügung stehen. Diese
können auch in Bereichen
mit geringem Platzangebot
(z.B. in den Interproximal-
räumen) inseriert werden,
wobei lediglich ein gerin-
ges Risiko für Wurzelver-
letzungen angrenzender
Zähne besteht.
Durch das spezielle Design
des infraalveolären Teils
können die Schrauben ohne

Optimale Korrektur von Malokklusionen für beste Behandlungsergebnisse

Compliance-unabhängige KFO-Verankerungen
Angemessene Verankerungen stellen innerhalb kieferorthopädischer Behandlungen einen wich-
tigen Faktor dar,um letztlich bestmögliche Ergebnisse erreichen zu können.Der vorliegende Arti-
kel beschreibt verschiedene klinische Situationen,in denen durch Einsatz von Minischrauben gute
Endergebnisse ohne Mitarbeit des Patienten erzielt werden konnten.Des Weiteren wird ein partiell
und vollständig compliance-unabhängiges System zur Behandlung von Klasse II-Malokklusionen
bei offenem und tiefen Biss beschrieben.Von Prof.Dr.B.Giuliano Maino und Dr.Giovanna Maino.

Fortsetzung auf Seite 4

Abb. 1a: Obere linke molare und prämolare Übereruption durch Verlust von Zähnen im gegenüber-
liegenden Zahnbogen.

An jedem Ort der Welt die
druckfrische Ausgabe der
KN Kieferorthopädie Nach-
richten lesen – jetzt kein 
Problem mehr: Einfach auf
www.zwp-online.info gehen

und den Button „ePaper” an-
klicken.
Bucher von Anzeigen können
sich auf ZWP online zum 
eigenen Firmenprofil verlin-
ken lassen.

Oemus Media AG erweitert ihr Internetangebot

KN ab sofort als ePaper 
Überall dabei und stets bestens informiert /kostenfreie On-
line-Ausgabe für noch mehr Interaktivität und Nutzerkomfort
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Ja, ich abonniere die 
KN Kieferorthopädie Nachrichten
für 1 Jahr zum Vorteilspreis von E75,00
(inkl. gesetzl. MwSt. und Versand).
Das Abonnement verlängert sich automa-
tisch um ein weiteres Jahr, wenn es nicht
sechs Wochen vor Ablauf des Bezugs -
zeitraums schriftlich gekündigt wird (Post -
stempel genügt).

Widerrufsbelehrung:
Den Auftrag kann ich ohne Begründung
innerhalb von 14 Tagen ab Bestellung bei
der OEMUS MEDIA AG, Holbeinstraße 29,
04229 Leipzig schriftlich widerrufen.
Rechtzeitige Absendung genügt.
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Dr. Nils Borchers Dr. Lutz Schmutzler Dr. Claus Durlak

„Der BDK benötigt in Berlin nur ein kleines, effektives Lobby-Büro“
Dass es innerhalb eines Berufsverbandes hin und wieder zu Meinungsverschiedenheiten kommen kann, ist normal.Wenn solch Auseinandersetzungen jedoch
Austritte von Mitgliedern oder die Gründung selbstständiger Interessensvertretungen zur Folge haben, scheint dies nicht mehr normal zu sein. KN sprach mit 
Vertretern der AG BDK konkret, den Dres. Claus Durlak, Nils Borchers und Lutz Schmutzler, über Vertrauensverlust und gescheiterte Vermittlungsgespräche.


